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Verordnung 
zur Änderung 

der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung

- StVZO -
s

vom 20. Mai 1971

Zur Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord- 
nung — StVZO — vom 30. Januar 1964 (GBl. II S. 373) 
in der Fassung der Anpassungsverordnung vom 13. Juni 
1968 (GBl. II S. 363) wird folgendes verordnet:

§ 1
Der § 3 erhält folgende Fassung:

„Allgemeine Grundsätze für die Führung 
von Fahrzeugen oder Tieren

(1) Ein Fahrzeug kann im Verkehr auf öffentlichen 
Straßen durch jede Person geführt werden, die zur 
selbständigen und sicheren Führung des Fahrzeuges 
körperlich und geistig geeignet sowie durch ihre 
fahrpraktischen Fertigkeiten und theoretischen 
Kenntnisse, einschließlich der Kenntnisse über die 
Bestimmungen der StVO, zum. sicheren Führen eines 
Fahrzeuges im Straßenverkehr befähigt ist.

(2) Soweit für die Führung von Fahrzeugen eine 
Erlaubnis vorgeschrieben ist, ist vor Erteilung der 
Fahrerlaubnis die körperliche und geistige Eignung 
und Befähigung zum Führen eines Fahrzeuges ent­
sprechend den wachsenden Anforderungen des mo­
dernen Straßenverkehrs nachzuweisen. Das in Rechts­
vorschriften vorgesehene Mindestalter für Fahrzeug­
führer muß erreicht sein. Die Deutsche Volkspolizei 
kann die Erlaubnis mit Auflagen oder Bedingungen 
verbinden.

(3) Tiere dürfen im Verkehr auf öffentlichen Stra­
ßen nur von Personen geführt werden, die entspre­
chend der Anzahl, der Art und dem Verhalten der 
Tiere ausreichend auf sie einwirken können, um die 
Ordnung und Sicherheit im Straßenverkehr nicht zu 
stören.“

^ § 2
(1) Der §4 erhält folgende Fassung:

„Untersagung der Führung von Fahrzeugen 
oder Tieren

Die Deutsche Volkspolizei ist berechtigt, Personen 
die Führung von Fahrzeugen oder Tieren auf öffent­
lichen Straßen zu untersagen oder von Bedingungen 
abhängig zu machen und entsprechende Maßnahmen 
zu treffen, wenn sie
a) infolge körperlicher oder geistiger Gebrechen zur 

sicheren Führung von Fahrzeugen nicht geeignet 
oder befähigt sind;

b) infolge des Genusses alkoholischer Getränke oder 
anderer berauschender oder die Reaktionsfähigkeit 
wesentlich vermindernder Mittel, durch Krank­
heit, Übermüdung oder andere Umstände in ihrer 
Fahrtüchtigkeit beeinträchtigt sind;

c) nicht ausreichend auf die von ihnen im öffent­
lichen Straßenverkehr geführten Tiere einwirken 
können.“

(2) Folgende Paragraphen werden neu aufgenom­
men:

„§4a
Zurücknahme und Wiederaushändigung 

der Fahrerlaubnis
(1) Ist infolge des Eintretens von körperlichen oder 

geistigen Gebrechen die sichere Führung eines Fahr­
zeuges durch den Fahrerlaubnisinhaber nicht mehr 
möglich und er deshalb zum Führen eines Fahrzeu­
ges nicht mehr geeignet, ist die Fahrerlaubnis von 
der Deutschen Volkspolizei zurückzunehmen.

(2) Die Wiederaushändigung der Fahrerlaubnis hat 
zu erfolgen, wenn die Gründe, die zur Zurücknahme 
führten, nicht mehr bestehen. Die Deutsche Volks­
polizei kann die Wiederaushändigung von der Vor­
lage eines ärztlichen Zeugnisses abhängig machen und 
Bedingungen für die Führung eines Kraftfahrzeuges 
festlegen.

§ 4b
Entzug und Wiedererteilung der Fahrerlaubnis

(1) Die Deutsche Volkspolizei kann die Fahrerlaub­
nis entziehen, wenn der Fahrerlaubnisinhaber
a) durch wiederholte oder schwerwiegende Verstöße 

gegen verkehrsrechtliche Bestimmungen zum Aus­
druck brachte, daß er der gesellschaftlichen Ver­
antwortung, die mit der erlaubnispflichtigen Füh­
rung eines Fahrzeuges verbunden ist, im Straßen­
verkehr nicht gerecht wurde;

b) den mit der Erteilung der Erlaubnis gegebenen 
Auflagen oder Bedingungen zuwiderhandelte.

(2) Die Deutsche Volkspolizei kann bis zur Dauer 
von drei Jahren die Erlaubnis zum Führen von Fahr­
zeugen entziehen, wenn der Inhaber als Führer eines 
Kraftfahrzeuges eine Straftat begangen hat und des­
halb von einem gesellschaftlichen Gericht zur Ver­
antwortung gezogen wurde und ein zeitweiliger Ent­
zug der Fahrerlaubnis erforderlich ist.

(3) Die Wiedererteilung der Fahrerlaubnis in den 
Fällen des Abs. 1 kann erfolgen, wenn der Bürger in 
der Folgezeit durch sein Verhalten beweist, daß die 
Gründe, die zum Entzug führten, nicht mehr beste­
hen. Die Deutsche Volkspolizei kann für die Bean­
tragung der Wiedererteilung der Fahrerlaubnis Fri­
sten festlegen. Die Frist soll drei Jahre nicht über­
schreiten.“

§3
Der § 5 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Fahrerlaubnisschein und Berechtigungsschein 
sind beim Führen eines Kraftfahrzeuges mitzufüh­
ren und den Angehörigen der Deutschen Volkspoli­
zei oder dazu ermächtigten Personen auf Verlangen 
zur Prüfung auszuhändigen.“

§4
Der § 6 erhält folgende Fassung:

„Erlaubnispflicht für das Führen 
langsamfahrender Kraftfahrzeuge

(1) Zum Führen folgender langsamfahrender Kraft­
fahrzeuge ist'eine Fahrerlaubnis erforderlich, die nach 
Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses gemäß § 10 und 
Ablegung einer Prüfung gemäß § 13 bei der zustän-


